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0. Aufbau der Verwaltungsvorschrift

Im Abschnitt | dieser normkonkretisierenden Verwaltungsvorschrift sind Grundsatze der
umweltvertraglichen Beschaffung vorgegeben.

Im Abschnitt Il werden 6kologische Anforderungen fiir die Ausschreibung und Vergabe von
Liefer- und Dienstleistungen geregelt. Dies umfasst auch die Vergabe von
Planungsleistungen fur Gebaude.

Im Abschnitt 1ll wird bestimmt, dass die in den Abschnitten | und Il vorgegebenen
Okologischen Anforderungen bei der Ausschreibung und Vergabe von Bauleistungen
umzusetzen sind.

Im Abschnitt 1V ist das Inkrafttreten der Verwaltungsvorschrift geregelt.

l. Grundsatze

Dem offentlichen Beschaffungswesen kommt eine Leitfunktion bei der Vermeidung und
Verringerung von Umweltbelastungen zu.

Die Einrichtungen und Unternehmen des Landes Berlin konnen und sollen bei
Beschaffungen einen erheblichen Beitrag fir den Umweltschutz leisten, indem sie
umweltvertragliche Produkte und Materialien sowie umweltschonende Verfahren bei der
Erfullung von Leistungen im Rahmen des geltenden Rechts bevorzugen. Damit kénnen
Ressourcen wie Energie, Wasser und Primérbaustoffe eingespart, Abfélle vermieden und
sowohl Gefahrdungen der Umwelt als auch der Gesundheit vorgebeugt werden. Die
offentlichen Einrichtungen und Unternehmen kénnen und sollen damit zugleich zum Motor
fur Innovation in zahlreichen Produkt- und Dienstleistungsbereichen werden, indem sie die
Nutzung von langlebigen, energieeffizienten Produkten und umweltvertrdglichen
Dienstleistungen férdern.
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1. Ziele

Mit dieser Verwaltungsvorschrift fir die umweltvertragliche Beschaffung soll eine
handhabbare Arbeitsgrundlage geschaffen werden, um sicherzustellen, dass sich die
Beschaffung nicht nur an den eigenen finanziellen Interessen des Auftraggebers orientiert,
sondern 0kologische Erwagungen malf3geblich Bertcksichtigung finden.

Umweltvertragliche Beschaffung verbindet 6konomische mit dkologischen Zielen. Grundlage
der Vergabe im Wettbewerb sind wirtschaftliche Mal3stébe. Der Begriff der Wirtschaftlichkeit
ware aber verkurzt, reduzierte man ihn ausschlieBlich auf den Vergleich der unmittelbar
durch die Beschaffung entstehenden Kosten verschiedener Angebote. Wirtschatftlichkeit stellt
Preis und Leistung ins Verhaltnis. Auf der Leistungsseite sind namlich au3er den Kriterien
wie beispielsweise Funktionalitat oder Asthetik ebenso die eventuell entstehenden oder
vermeidbaren Folgebelastungen durch die Beschaffung zu bedenken. Folgebelastungen
kénnen bei dem Beschaffenden selbst entstehen (z. B. Verbrauchs- oder Betriebskosten),
aber auch bei der Allgemeinheit (z.B. Aufwendungen fir die Behebung von
Umweltbelastungen oder gar —schaden im Zusammenhang mit der Produktion, der
Nutzungsphase oder nach deren Ende sowie hdhere Entsorgungskosten). Im Vergaberecht
durfen deshalb umweltbezogene Anforderungen auch an den Herstellungsprozess und an
andere Stufen im Lebenszyklus (einschlieBlich der Produktions- und Lieferkette) von
oOffentlich beauftragten Liefer-, Bau- und Dienstleistung gestellt werden. Sie sind grof3tenteils
finanziell quantifizierbar. Sie missen im Interesse des Gemeinwohls berlcksichtigt werden,
auch wenn sie finanziell nicht quantifizierbar sind oder nicht bei dem Auftraggeber selbst
anfallen.

2. Gesetzliche Grundlagen

Nach 8§ 7 Absatz 1 des Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetz (BerlAVG) vom 22.
April 2020 ist der offentliche Auftraggeber verpflichtet, bei der Vergabe von Auftrdgen
Okologische Kriterien zu beriicksichtigen. Bei der Festlegung der Leistungsanforderungen
soll umweltfreundlichen und energieeffizienten Produkten, Materialien und Verfahren der
Vorzug gegeben werden. Offentliche Auftraggeber haben im Rahmen von Liefer-, Bau- und
Dienstleistungsauftragen daflir Sorge zu tragen, dass bei der Herstellung, Verwendung und
Entsorgung von Giltern sowie durch die Ausfiihrung der Leistung bewirkte negative
Umweltauswirkungen mdglichst vermieden werden. Bei der Wertung der Wirtschaftlichkeit
der Angebote im Sinne von 8§ 127 Absatz 1 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen sind die vollstdndigen Lebenszykluskosten grundsatzlich zu
berticksichtigen.

In 8 12 Absatz 1 des Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetz (BerlAVG) vom 22. April
2020 wird zusatzlich ausgefuhrt, dass die offentlichen Auftraggeber
Ausfihrungsbedingungen im Hinblick auf die Umweltvertraglichkeit im Sinne von § 128
Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrédnkungen festlegen kénnen, um bei der
Auftragsausfuhrung ergédnzende umweltbezogene Pflichten vorzugeben.
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3. Geltungsbereich

Diese Verwaltungsvorschrift gilt im Rahmen des sachlichen Anwendungsbereichs des
BerlAVG fir die Vergabe von Liefer-, Bau- und Dienstleistungsauftragen.

Die unmittelbare Landesverwaltung hat gemaf § 2 Abs. 1 in Verbindung mit 88 3 Abs. 1, 7
Absatz 1 und 12 Absatz 1 BerlAVG alle Bestimmungen dieser Verwaltungsvorschrift
anzuwenden. Hierzu gehoren insbesondere die Senats- und die Bezirksverwaltungen sowie
die ihnen nachgeordneten Behorden und Eigenbetriebe.

Die Bestimmungen sind auch von den zentralen Beschaffungsstellen gemanR § 120 Absatz 4
GWB anzuwenden, soweit diese fir das Land Berlin als 6ffentlicher Auftraggeber im Sinne
des 8§ 2 Absatz 1 BerlinAVG tatig sind.

Von den Anforderungen dieser Verwaltungsvorschrift darf zudem abgewichen werden,
sofern dies zur Umsetzung anderer, gleichrangiger o6ffentlich-rechtlicher Vorschriften
(insbesondere im Fall der Ausfuhrungsvorschriften zu § 7 des Berliner StralRengesetzes)
oder technischer Regelwerke (z. B. DIN-Normen) erforderlich ist. In diesen Fallen hat der
Auftraggeber jedoch zu prifen, ob umweltvertragliche Alternativen (z. B. Farben, Baustoffe)
zu den Vorgaben dieser 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften und technischen Regelwerke zur
Anwendung kommen kdnnen. Die Grinde fiir eine Abweichung und die Ergebnisse der
Prifung sind zu dokumentieren und der fur den Umweltschutz zustandigen
Senatsverwaltung mitzuteilen.

4. Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift

1. beinhalten Lebenszykluskosten die Anschaffungs- bzw. Errichtungskosten und die
Betriebs- bzw. Nutzungskosten eines Produktes oder einer Dienstleistung. Zusatzlich
kénnen auch Kosten nach Beendigung der Nutzungsdauer (insbesondere die Abholungs-
, Entsorgungs- oder Recyclingkosten) sowie Kosten, die durch die externen Effekte der
Umweltbelastung entstehen, bertcksichtigt werden.

sind StraRenfahrzeuge die von § 68 Vergabeverordnung (VgV) erfassten Fahrzeuge,

ist ein Leistungsblatt der Abschnitt aus dem Anhang 1 der VwVBU, in dem die
Umweltschutzanforderungen fir ein Produkt oder eine Dienstleistung vorgegeben sind
und der bei Ausschreibungen beigelegt werden muss.

4. sind Umweltzeichen produktbezogene Kennzeichen, die nachweisen, dass das Produkt
vorgegebene  Anforderungen (z. B. umweltschonende Herstellung, geringe
Schadstoffbelastungen, geringer Energieverbrauch) einhdlt. Umweltzeichen sind ein
Unterfall von Giitezeichen nach § 34 VgV. Fir beide Begriffe gibt es keine Legaldefinition
im Vergaberecht.

5. ist Geb&ude ein Biro- oder ein Verwaltungsgebaude, ein Unterrichts- oder
Laborgebaude,

6. ist Komplettmodernisierung eine Gebaudesanierung, die darauf abzielt, dass das
Bestandsgebéude weitestgehend auf die statisch relevante Baukonstruktion (tragende
und aussteifende Bauteile) zurtickgebaut wird,

7. ist das BNB-System das Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen, das zum Ziel hat, die
Quialitat der Nachhaltigkeit von Gebauden zu bewerten,
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10.

11.

5.

ist Umwelt- und Energieberatung eine Dienstleistung, die sicherstellen soll, dass die im
Rahmen der VwVBU vorgegebenen umwelt- und energiebezogenen Anforderungen fir
Gebaude erflllt werden.

sind Beschaffungsbeschrankungen (Umweltschutzanforderungen) Verbote bzw.
Gebote zur Beschaffung von Leistungen, die bestimmten Anforderungen gentigen bzw.
nicht genlgen. Der Ooffentliche Auftraggeber wird gemaR § 7 BerlAVG in seinem
Leistungsbestimmungsrecht im Hinblick auf die Bedarfsermittiung (Planung) in seinem
Ermessen eingeschrankt.

sind Leistungskriterien (Umweltschutzanforderungen) Vorgaben U(Uber die
Beschaffenheit der Leistung, die Vertragsbestandteil werden sollen. Der o6ffentliche
Auftraggeber wird gemal 8§ 7 BerlAVG in seinem Leistungsbestimmungsrecht im Hinblick
auf die Bedarfsermittlung (Planung) in seinem Ermessen eingeschrankt.

sind Ausfiihrungsbedingungen (Umweltschutzanforderungen) besondere
Bedingungen fir die Ausfuhrung eines Auftrags, sofern diese mit dem
Auftragsgegenstand in Verbindung stehen, jedoch nicht die Beschaffenheit der Leistung
beschreiben (siehe ,Leistungskriterien®).

Beschaffungsbeschrénkungen

Die Beschaffung folgender Produkte und die Vergabe von Bau- und Dienstleistungen unter
Verwendung folgender Produkte sind unzulassig:

1.

Produkte, deren Inverkehrbringen oder Verwendung nach den Vorschriften des
europaischen Gemeinschaftsrechts oder des deutschen Rechts aus Grinden des
Umwelt- oder Gesundheitsschutzes unzulassig sind,

elektrischer Strom, der aus atomarer Erzeugung stammt; in Bezug auf die durch den
Stromlieferanten vom Ubertragungsnetzbetreiber in Graustromqualitat abzunehmende
Regel- und Ausgleichsenergie ist der Stromlieferant vertraglich zu verpflichten, eine
aquivalente Menge Strom zu liefern, die nicht aus atomarer Erzeugung stammt,

Laubblaser, soweit nicht alle der folgenden Einsatzbedingungen erflillt sind:

- Die Gerate mussen zum Beschaffungszeitpunkt zu den leisesten ihrer Art gehoren.

- Die Gerate mussen gemalf3 Herstellervorschrift gewartet werden.

- Die Gerate durfen nur eingesetzt werden, soweit dies der vorbeugenden
Gefahrenabwehr oder zur Erfiillung gesetzlicher Vorgaben dient.

Gerate zur Zubereitung von Heil3getranken, in denen Portionsverpackungen zum Einsatz
kommen,

Mineralwasser, Bier und Erfrischungsgetranke in Einwegverpackungen (mit Ausnahme
von Kartonverpackungen, Schlauchbeutelverpackungen und Folien-Standbeutel) — dies
gilt auch fur mit Pflichtpfand belegte Einwegverpackungen,

Einweggeschirr und Einwegbesteck

Fahrleistungen mit Fahrzeugen, die unter die Verordnung zum Erlass und zur Anderung
von Vorschriften Ober die Kennzeichnung emissionsarmer Kraftfahrzeuge
(Bundesgesetzblatt | 2006, Seite 2218 ff.) in der jeweils geltenden Fassung fallen und die
nicht der Schadstoffgruppe 4 zuzuordnen sind, das heif3t die nicht zum Erhalt der
sogenannten ,grinen Plakette berechtigt sind,

Produkte, deren Transportverpackungen aus Karton nicht mindestens 70 Prozent
(Masse) recyceltes Material enthalten,

chlorabspaltende Reiniger sowie Spulkastenzusatze und Lufterfrischer,
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10.

11.
12.
13.

14.

15.

16.

17.

18.

6.

Geréate zur Beheizung (ausgenommen notwendige Beheizung fur WinterbaumalRnahmen)
und zur Kidhlung des Luftraums auf3erhalb von umschlossenen Raumen (z. B. ,Gas-
Heizpilze“, vergleichbare Elektrostrahler, Klimagerate),

Elektroherde, wenn ein Gasanschluss in den Raumlichkeiten vorhanden ist,
Farbmittel auf Schwermetallbasis,

Holz und Holzprodukte, die nicht nachweislich aus legaler und nachhaltiger
Waldbewirtschaftung stammen. Der Nachweis ist vom Bieter durch Vorlage eines
Zertifikats von FSC oder durch einen gleichwertigen Nachweis in Form eines
vergleichbaren Zertifikats oder durch Einzelnachweise zu erbringen. Vergleichbare
Zertifikate oder Einzelnachweise sind anzuerkennen, wenn vom Bieter nachgewiesen
wird, dass die fur das jeweilige Herkunftsland geltenden Kriterien des FSC erfullt werden.

Baustoffe, die teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe und teilhalogenierte
Fluorkohlenwasserstoffe enthalten oder unter Verwendung dieser Stoffe hergestellt
wurden,

Holzschutzmittel, deren Wirkstoff/e nicht im Anhang V der Biozid-Verordnung (EU)
Nr. 528/2012 fir die Produktart 8 (Holzschutzmittel) aufgenommen worden sind,

Vor-Ort  verarbeitete  Beschichtungen von nicht mineralischen Oberflachen,
Korrosionsschutz, Dichtungen, Kleber und Versiegelungen, die einen VOC (volatile
organic compounds/ flichtige organische Verbindungen) -Gehalt tber 3 Prozent des
eingebauten Produkts nach Decopaint-Richtlinie 2004/42/EG aufweisen,

unbeschichtete und beschichtete Holzwerkstoffplatten, sofern deren
Ausgleichskonzentration flir Formaldehyd 0,05 ppm im Prifraum Gberschreitet,

Bauteile aus PVC (Polyvinylchlorid), wie Fensterprofile, Rollladen, Tiren, Dach- und
Dichtungsbahnen, Rohre, Kabelkandle, Kabel, sofern

- die blei- und cadmiumfreie Stabilisierung des Neumaterials durch Herstellererklarung
nicht belegt ist,

- die Bauteile zur Kontrolle der geforderten Produkteigenschaften nicht mit einer
Kennzeichnung versehen sind und

- keine Verpflichtungserklarung des Herstellers bzw. der betreffenden Branche zur
Rucknahme vorliegt.

Voruberlegungen

Vor der Beschaffung hat der Auftraggeber den Bedarf zu ermitteln und sich einen Uberblick
dariiber zu verschaffen, welche Alternativen mit welchen Umweltauswirkungen zur Erflllung
des gewulinschten Zwecks zur Verfligung stehen. Die Bedarfsermittlung ist zu
dokumentieren.

Vor der Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen sind insbesondere folgende
Voruberlegungen zu tatigen:

unterschiedliche Leistungsgegenstande (z. B. unterschiedliche Fahrzeuggrof3en/-
dimensionierungen oder Antriebssysteme),

unterschiedliche Vertragsarten (z. B. Kauf, Miete, Leasing),

unterschiedliche Leistungsarten (z. B. den gegenstandlichen Erwerb oder die
Einbeziehung in eine Dienstleistung, z. B. Contracting),

unterschiedliche technische Konzepte und/ oder verschiedene technische Produkte (z. B.
verschiedenartige Beleuchtungssysteme),
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e unterschiedliche Marktangebote fir innovative und umweltvertragliche L&sungen
(Marktanalyse),

e die Weiternutzung vorhandener Produkte unter Einbeziehung von Reparatur- und
Wartungsmaglichkeiten,

o die Moglichkeit der gemeinsamen Nutzung/ Inanspruchnahme mit anderen Stellen,

e die Moglichkeit Uber zentrale Beschaffungsstellen einzukaufen (z.B. IT-
Dienstleistungszentrum Berlin (ITDZ Berlin), Sammelbestellverfahren).

Vor der Beschaffung von Bauleistungen beziehungsweise deren Planung sind insbesondere
zu betrachten:

e die Angemessenheit des Raum- und Flachenbedarfs im Sinne des 8 7 der
Landeshaushaltsordnung,

e die Anmietung von Immobilien, einschlieBlich eventuell notwendiger Umbau- oder
Erweiterungsbaumafinahmen,

e der Kauf vorhandener baulicher Anlagen, einschlieZlich eventuell notwendiger Umbau-
oder Erweiterungsbaumafnahmen.

Daruber hinaus ist vom Auftraggeber bei der Planung im Zusammenhang mit dem Neubau
oder der Komplettmodernisierung von Gebduden zur Gewébhrleistung eines hohen
Umweltstandards eine qualifizierte Umwelt- und Energieberatung sicherzustellen und in alle
relevanten Entscheidungen einzubringen.

Sofern die Umwelt- und Energieberatung intern nicht gewahrleistet werden kann, ist sie vom
Auftraggeber auszuschreiben. Ein entsprechendes Leistungsblatt befindet sich im Anhang 1,
Leistungsblatt 29.

Zudem ist bei jeder Ausschreibung zu prifen, ob Nebenangebote ein geeignetes Mittel zur
Erreichung einer umweltvertraglichen Beschaffung sein kdnnen. Auftraggeber sollen
gegebenenfalls Nebenangebote in der Bekanntmachung und in den Vergabeunterlagen
zulassen.

7. Umgang mit den Leistungsblattern im Verfahren

Bei der Beschaffung im Anhang 1 aufgefiihrter Produkte und Dienstleistungen sind die
jeweiligen konkreten Umweltschutzanforderungen als Teil der Leistungs-/
Aufgabenbeschreibung aufzunehmen.

Von den Umweltschutzanforderungen darf der Auftraggeber nur abweichen, soweit es
erforderlich ist, um nicht erfasste Umweltauswirkungen oder neue, bisher nicht
bertcksichtigte Entwicklungen zu berticksichtigen sowie um Anforderungen zu gentigen, die
sich aus anderen zu beachtenden Vorschriften ergeben.

Die Festlegung anspruchsvollerer Umweltschutzanforderungen, als in dieser
Verwaltungsvorschrift angegeben, ist zulassig. Geringere Umweltschutzanforderungen
festzulegen, etwa auf Grund von preislichen Erwagungen, ist unzulassig.

Abweichungen sind der fur den Umweltschutz zustandigen Senatsverwaltung mitzuteilen,
damit diese bei der Uberarbeitung der Leistungsblatter zukiinftig beriicksichtigt werden
konnen.
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8. Umgehungsverbot

Die Umgehung der Umweltschutzanforderungen durch Festlegung eines anderen
Beschaffungs- oder Leistungsgegenstandes ist unzulassig. Die Umweltschutzanforderungen
sind stets verpflichtend, auch wenn an Stelle des Erwerbs eine andere Art des
Beschaffungsvertrags wie z. B. Miete oder Leasing treten sollte oder die Beauftragung einer
Dienstleistung mit der Verwendung des Produkts erwogen wird.

9. Hartefallklausel

Beschaffungen im Rahmen dieser Verwaltungsvorschriften missen innerhalb der hierflr
vorgesehen Haushaltsansatze erfolgen, dirfen nicht die bedarfsgerechte Versorgung der
Verwaltung gefahrden und nicht zu hoheren Beschaffungskosten in einem Haushaltsjahr
fuhren.

In begrindeten Ausnahmefallen ist der Auftraggeber berechtigt, fir eine Beschaffung von
den Anforderungen dieser Verwaltungsvorschrift abzuweichen, wenn er im Rahmen seiner
Voruberlegungen nach Abschnitt I, Nummer 5 zu dem Ergebnis kommt, dass keine
umweltvertraglichen Produkte und Leistungen fiir den jeweiligen Verwendungszweck
geeignet sind und somit keine oder nur solche Angebote eingehen wiirden, deren
Bezuschlagung nicht mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen Mittelverwendung vereinbar
ware. Die Grinde fir eine Abweichung sind zu dokumentieren und der fiir den Umweltschutz
zustandigen Senatsverwaltung mitzuteilen.

Il. Ausschreibung und Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen

10. Umweltschutzanforderungen an den Auftragsgegenstand

Uber die Bedarfsermittlung mit der Festlegung des Auftragsgegenstandes hinaus stehen im
Hinblick auf Umweltaspekte anspruchsvolle und verbindliche Mindestanforderungen im
Zentrum der Anforderungen an die umweltvertragliche Beschaffung.

10.1 Umweltschutzanforderungen in den Leistungsblattern

Im Abschnitt I, Nummer 5 (Beschaffungsbeschrankungen) und in den MalRgaben Uber die
Verwendung bestimmter Leistungsblatter im Anhang 1 zu dieser Verwaltungsvorschrift sind
Umweltschutzanforderungen aufgefiihrt, die bei der Beschaffung zwingend zu
bertcksichtigen sind. Die Umweltschutzanforderungen orientieren sich an den besten am
Markt verfiigbaren Techniken, die ohne oder zu akzeptablen Mehrkosten im Sinne einer
Lebenszyklusbetrachtung beschafft werden kdnnen. Als Umweltschutzanforderungen sind
grolitenteils Spezifikationen aus Umweltzeichen verwendet worden, die im Internet
zuganglich und verfiigbar sind und den Anforderungen des § 34 VgV bzw. § 24 UvVgO
genigen.

Die Bieter haben im Angebot anzugeben, mit welchen Nachweisen die geforderten
Umwelteigenschaften belegt werden. Soweit in den Leistungsblattern entsprechende
Textbausteine vorgegeben werden, sind diese vom Auftraggeber in die
Leistungsbeschreibung zu ibernehmen.
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Der Nachweis kann von den Bietern belegt werden durch:

e den Verweis auf ein Gltezeichen (z.B. das Umweltzeichen Blauer Engel oder die EU
Blume), wobei immer auch gleichwertige Gutezeichen zugelassen werden mussen,
sofern die angebotene Ware oder Dienstleistung mit einem solchen ausgestattet ist, oder

e (gleichwertige Nachweise in Form von geeigneten Beweismitteln, wie technische
Unterlagen des Herstellers oder Prifberichte anerkannter Stellen.

10.2 Prifung der Einhaltung der Umweltschutzanforderungen bei den Bietern und
bei den Angeboten

Der Auftraggeber prift im Hinblick auf die Eignung der Bewerber und Bieter sowie im
Hinblick auf die Leistungskriterien der Angebote anhand der vorgelegten Angaben der Bieter,
ob die Einhaltung der geforderten Umweltschutzanforderungen durch die genannten
Nachweise belegt werden kann.

10.3 Leistungen ohne Umweltschutzanforderungen

Soweit fur die jeweilige Leistungsart keine Umweltschutzanforderungen in Form von
Leistungsblattern vorgegeben sind und nach Abschnitt I, Nummer 2 keine Grinde
entgegenstehen, ist zunachst eine Abschatzung Uber die Umweltauswirkungen der zu
beschaffenden Leistung (zumindest bezogen auf Schadstoffemissionen, Energie- und
Wasserverbrauch) durchzufihren. Von der Abschéatzung der Umweltauswirkungen kann
abgesehen werden, wenn offensichtlich nur Umweltauswirkungen von untergeordneter
Bedeutung zu erwarten sind.

Auf der Basis der Ergebnisse der Abschatzung tber die Umweltauswirkungen sind vom
Auftraggeber sachlich geeignete Umweltschutzanforderungen, die sich an den besten am
Markt verfiigbaren Techniken orientieren, aufzustellen.

Umweltschutzanforderungen missen sich auf die zu beschaffende Liefer- oder
Dienstleistung beziehen und in der Leistungs-/ Aufgabenbeschreibung bezeichnet und
erforderlichenfalls beschrieben werden. Sie kénnen sich insbesondere beziehen auf:

e die Beschaffenheit (einschlie3lich der stofflichen Zusammensetzung hinsichtlich der
Umweltvertraglichkeit),

o Eigenschaften (z. B. Lebensdauer, Verbrauch, Emissionen, Verwertbarkeit,
Lebenszykluskosten bei einer Lebenszyklusbetrachtung),

o die Art der Herstellung und Verarbeitung (z. B. aus erneuerbaren Energien, aus
nachhaltiger Bewirtschaftungsweise) sowie auf

o die Beachtung der Hierarchie der Abfallentsorgung (Wiederverwendbarkeit, Recycling,
stoffliche Verwertung, energetische Verwertung, Beseitigung/Deponierung).

Alternativ kdnnen Umweltschutzanforderungen als Vertragsbedingungen in die
Vergabeunterlagen fur die Auftragsausfihrung (Abschnitt Il, Nummer 8) festgeschrieben
werden.

Der Auftraggeber hat bei einer Beschaffung die Vorgehensweise und die Auswahl der
Umweltschutzanforderungen zu dokumentieren. Auf Anforderung ist die Dokumentation der
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fur den Umweltschutz zusténdigen Senatsverwaltung zur Verfligung zu stellen, damit sie bei
der Fortschreibung dieser Verwaltungsvorschrift berticksichtigt werden kann.

11. Wertung der Angebote

Unter den Angeboten, die die Umweltschutzanforderungen dieser Verwaltungsvorschrift
erflllen, ist der Zuschlag dem wirtschaftlichsten Angebot zu erteilen, d.h. nach dem besten
Preis-Leistungs-Verhaltnis.

Der Auftraggeber ist grundsatzlich frei in seiner Entscheidung dartiber, nach welchen
Zuschlagskriterien er das wirtschaftlichste Angebot ermittelt.

Bei der Beschaffung von strombetriebenen Geraten gemaf Abschnitt 1, Nummer 7.1.1 und
StralRenfahrzeugen gemafd Abschnitt I, Nummer 7.1.2, bei der die Lebenszykluskosten zu
ermitteln sind, sind diese das alleinige Zuschlagskriterium. Wenn nach Abschnitt II, Nummer
7.2 im Rahmen der Zuschlagskriterien zusatzliche Umweltaspekte berlcksichtigt werden,
stellen die Lebenszykluskosten das Uberwiegende Zuschlagskriterium dar.

Bei der Wertung der Angebote kdnnen neben den umweltschutzbezogenen
Zuschlagskriterien im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift auch weitere, nicht
umweltschutzbezogene Zuschlagskriterien, wie qualitative und soziale Aspekte
bertcksichtigt werden.

11.1 Berucksichtigung der Lebenszykluskosten

Bei der Beschaffung von strombetriebenen Geraten gemal Abschnitt Il, Nummer 7.1.1,
StralRenfahrzeugen gemaf Abschnitt II, Nummer 7.1.2., Rechenzentren gemalf3 Abschnitt II,
Nummer 7.1.3 und Personen- und Lastenaufziigen gemaf Abschnitt II, Nummer 7.1.4 sind
deren Lebenszykluskosten wie folgt zu bertcksichtigen.

11.1.1 Strombetriebene Gerate

Bei Beschaffungen von Geraten, die Strom verbrauchen, entsteht in wirtschaftlicher Hinsicht
typischerweise das Problem, die Aufwendungen flr die Beschaffung ins Verhaltnis zu den
Stromkosten setzen zu missen. Beurteilungsmalfistab dafiir miissen die Lebenszykluskosten
sein, also die Gesamtkosten Uber die zu erwartende Lebensdauer des jeweiligen Produkts.
Anderenfalls wirden sich lediglich kurzfristig Vorteile ergeben, die sich entgegen dem
Nachhaltigkeitsziel 1angerfristig finanziell negativ auswirken.

Bei der Ausschreibung von mehr als drei identischen Geraten hat der Auftraggeber deshalb
im Rahmen der Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots eine auf die Lebenszykluskosten
abstellende Berechnung vorzunehmen, soweit Folgeaufwendungen fir Strom anfallen. Das
wirtschatftlichste Angebot ist dasjenige, welches insgesamt die niedrigsten
Lebenszykluskosten aufweist.

Der Ermittlung der Lebenszykluskosten sind folgende Faktoren zugrunde zu legen:

a. Angebotspreis,

b. die pro Jahr zu erwartenden Stromkosten, die sich als Produkt aus dem fur die jahrlichen
Benutzungsstunden des Gerates anfallenden Energieverbrauch sowie dem
maf3geblichen Strompreis ergeben.

Der Auftraggeber gibt die erwartete Lebensdauer des Produkts, die jahrlichen
Benutzungsstunden sowie den maf3geblichen Strompreis in der Leistungsbeschreibung in
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den jeweiligen Leistungsblattern im Anhang 1 vor. Die Angaben zum Stromverbrauch des zu
beschaffenden Produkts fragt der Auftraggeber von den Bewerbern und Bietern fiir das
jeweilige Produkt ab. Als Bruttostrompreis (Basis 2010) sind 22 Cent pro Kilowattstunde
(Ct/kwh) und eine jahrliche Preissteigerungsrate von 4 Prozent in der
Leistungsbeschreibung anzugeben. Die Stromkosten sind abgezinst anzusetzen. Dies erfolgt
durch Diskontierung der Kosten mittels eines Diskontierungszinssatzes in Hohe von 5,5
Prozent. Der Wert dieser zukunftigen Zahlungen wird somit auf einen gegenwartigen
Zeitpunkt bezogen, unter Bertcksichtigung von in diesem Zeitraum anfallenden Zinsen.
Ausschlaggebend sind die Lebenszykluskosten fiir die gesamte Lebensdauer, entsprechend
mussen die Stromkosten Uber die gesamte Produktlebensdauer bericksichtigt, diskontiert
und anschlieRend addiert werden. In den Leistungsblattern fiir strombetriebene Gerate
(Anhang 1) wird die Berechnung der Lebenszykluskosten verbindlich vorgegeben. Anhang 2
enthéalt eine Erlauterung zur Berechnung der Lebenszykluskosten. Anhang 3 enthalt eine
entsprechende Berechnungshilfe.

Zur Berechnung der Lebenszykluskosten fiir strombetriebene Geréte ist wie folgt
vorzugehen:

Die jahrlich anfallenden Stromkosten sind aus der jahrlichen Nutzungsdauer in Stunden, dem
Strombedarf des Produkts und dem Strompreis zu ermitteln. Die Stromkosten sind fiir jedes
Jahr der in der Leistungsbeschreibung angegebenen Lebensdauer zu berechnen. Dabei ist
zunéachst fur jedes Jahr die Preissteigerung von 4 Prozent einzuberechnen und dann mit
dem jeweiligen Diskontierungsfaktor zu multiplizieren. Bei einem Diskontierungszins von 5,5
Prozent gibt es folgende Diskontierungsfaktoren:

Lebensdauer in 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Jahren

Abzinsungsfaktor | 1,00 | 0,95 | 0,90 | 0,85 | 0,81 | 0,77 | 0,73 | 0,69 | 0,65 | 0,62

Die diskontierten Betriebskosten der einzelnen Betriebsjahre sowie der Angebotspreis
werden addiert. Das Ergebnis sind die gesamten Lebenszykluskosten, die fir die Ermittlung
des wirtschaftlichsten Angebots maRRgeblich sind, auf welches der Zuschlag zu erteilen ist.

Sonstige Betriebs- und Instandhaltungskosten sowie externe Kosten bleiben aus
Vereinfachungsgriunden aufRer Betracht. Im Einzelfall kann der Auftraggeber in der
Leistungsbeschreibung jedoch weitere Kostenpositionen wie Betriebskosten und
Instandhaltungskosten bei der Berechnung von Lebenszykluskosten einflieRen lassen.
Hierzu legt der Auftraggeber entsprechende einheitliche Anforderungen fest.

Die Bewerber und Bieter sind - unter Beachtung der formalen Anforderungen der jeweils
anzuwendenden vergaberechtlichen Vorschriften in der Aufforderung zur Abgabe des
Angebots - zur Bereitstellung der erforderlichen Angaben zu den Lebenszykluskosten sowie
zur Vorlage der zur Nachprifung der Produktangaben erforderlichen Unterlagen — jeweils mit
Angebotsabgabe - aufzufordern.

Fir folgende strombetriebenen Gerate sind alle fur die Berechnung der Lebenszykluskosten
notwendigen Parameter in den jeweiligen Leistungsblattern im Anhang 1 vorgegeben:

o Kihl- und Gefriergerate
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e Geschirrspuler

e Waschmaschinen

e Snack- und Getrankeautomaten
o Fernseher

e Monitore

e Computer

e Burogerate mit Druckfunktion

¢ Beamer (Digitalprojektor)

11.1.2 StraRenfahrzeuge

Auch bei der Beschaffung von Fahrzeugen hat der Auftraggeber zur Ermittlung des
wirtschaftlichsten Angebots eine Lebenszykluskostenanalyse vorzunehmen. In den
Leistungsblattern fiir Fahrzeuge (Anhang 1, Leistungsblatt 4.1 und 4.2) wird die Berechnung
der Lebenszykluskosten verbindlich vorgegeben. Eine entsprechende Berechnungshilfe
befindet sich im Anhang 4.

Von der Berechnung der Lebenszykluskosten sind Stral3enverkehrsfahrzeuge
ausgenommen, die fUr den Einsatz im Rahmen des hoheitlichen Auftrags des
Katastrophenschutzes, der Feuerwehre und der Polizei konstruiert und gebaut sind
(Einsatzfahrzeuge). Bei der Beschaffung von Einsatzfahrzeugen wird die
Lebenszykluskostenberechnung berticksichtigt, soweit es der Stand der Technik zulasst und
hierdurch die Einsatzfahigkeit der Einsatzfahrzeuge zur Erfillung ihres hoheitlichen Auftrags
nicht beeintrachtigt wird.

11.1.3 Rechenzentren

Auch bei der Beschaffung von Rechenzentren hat der Auftraggeber zur Ermittlung des
wirtschaftlichsten Angebots eine Lebenszykluskostenanalyse vorzunehmen. In den
Leistungsblattern fiir Rechenzentren (Anhang 1) wird die Berechnung der
Lebenszykluskosten verbindlich vorgegeben. Eine entsprechende Berechnungshilfe befindet
sich im Anhang 5.

11.1.4 Personen- und Lastenaufziige

Auch bei der Beschaffung von Personen- und Lastenaufzigen hat der Auftraggeber zur
Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots eine Lebenszykluskostenanalyse vorzunehmen.
In den Leistungsblattern fir Personen- und Lastenaufziige (Anhang 1) wird die Berechnung
der Lebenszykluskosten verbindlich vorgegeben. Bei den Personen- und Lastenaufziigen
werden neben den Stromkosten auch Inspektions- und Wartungskosten als Betriebskosten
bertcksichtigt. Eine entsprechende Berechnungshilfe befindet sich im Anhang 6.

11.2 Zusétzliche Zuschlagskriterien

Der Auftraggeber kann bei nicht von dieser Verwaltungsvorschrift in Form von
Leistungsblattern erfassten Leistungen Umweltaspekte bei den Zuschlagskriterien
bertcksichtigen und gewichten. Fir von dieser Verwaltungsvorschrift in Form von
Leistungsblattern erfasste Leistungen kénnen weitere Umweltaspekte als Zuschlagkriterien
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vorgesehen und deren Gewichtung in der Bekanntmachung und den Vergabeunterlagen
festgelegt werden.

Andere Zuschlagskriterien (z. B. Qualitat, Asthetik, technische Anforderungen, soziale
Kriterien) und deren Gewichtung bleiben von dieser Verwaltungsvorschrift unberihrt.

12. Verpflichtungen zur Auftragsausfuhrung
12.1 Anforderungen in den Leistungsblattern

In den in den Leistungsblattern im Anhang 1 aufgefiihrten Umweltschutzanforderungen sind
neben Umweltschutzanforderungen auch Anforderungen an die Auftragsausfihrung (z. B.
Rucknahmepflicht, Energie- und Umweltstandards) enthalten.

12.2  Zusatzliche Verpflichtungen zur Auftragsausfihrung
(Ausfihrungsbedingungen)

Uber die bereits in den Leistungsblattern enthaltenen zusatzlichen Verpflichtungen zur
Auftragsausfuhrung hinaus kénnen weitere Vertragsbedingungen in die Vergabeunterlagen
aufgenommen werden (z. B. Anforderungen an die Verpackung, Produktinformationen fur die
Anwender), sofern sie keine unverhaltnisméafiigen Anforderungen darstellen. Zusétzliche
Anforderungen missen sich auf die ausgeschriebene Liefer- oder Dienstleistung beziehen
und darfen keine Bewerber und Bieter diskriminieren.

12.3 Besondere Vertragsbedingungen

Werden bei Liefer- und Dienstleistungen Umweltschutzanforderungen durch
Leistungskriterien oder Ausfihrungsbedingungen vertraglich vereinbart, sind den
Vergabeunterlagen die Besonderen Vertragsbedingungen tiber Umweltschutzanforderungen
bei Liefer- und Dienstleistungen — Teil A (Wirt-xxx, zu erganzen, sobald von SenWEB
erstellt) sowie die Besonderen Vertragsbedingungen tber die Kontrolle und Sanktionen —
Teil B (xxx, sobald von SenWEB erstellt) beizufligen.

12.4. Erganzende Vertragsbedingungen

Werden bei Bauleistungen Umweltschutzanforderungen durch Leistungskriterien oder
Ausfuhrungsbedingungen vertraglich vereinbart, sind den Vergabeunterlagen die Erganzung
zum Angebot Uber Umweltschutzanforderungen bei Bauleistungen — Teil A (xxx, zu
erganzen, sobald von SenWEB erstellt) sowie die Ergdnzung zum Angebot Uber die
Kontrolle und Sanktionen — Teil B (xxx, zu ergénzen, sobald von SenWEB erstellt)
beizufiigen.

12.5 Prifung der Einhaltung der Umweltschutzanforderungen der Vertragserfillung

Der Auftraggeber prift die Vertragserfiillung durch die Auftragnehmer anhand der
vorgelegten Nachweise (8§ 16 BerlAVG).
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12.6 Rechtsfolgen einer Verletzung der Vertragsbedingungen durch den
Auftragnehmer

In 8 17 BerlAVG sind die Rechtsfolgen einer Pflichtverletzung durch den Auftragnehmer
aufgelistet.

M. Ausschreibung und Vergabe von Bauleistungen

13. Umweltschutzanforderungen

Die in den Abschnitten | und Il enthaltenen Umweltschutzanforderungen hat der offentliche
Auftraggeber bereits in der Planung seiner Vorhaben umzusetzen. Bei
Leistungsbeschreibungen mit Leistungsverzeichnis flie3en die Ergebnisse der Prifung der
Umweltschutzanforderungen in die Vorbemerkungen und Positionen ein. Bei
Leistungsbeschreibungen mit Leistungsprogramm ist die Bauaufgabe so zu beschreiben,
dass die Umweltschutzanforderungen bertcksichtigt werden.

14.  Wertung der Angebote

Uber die Umweltschutzanforderungen hinaus sollen Zuschlagskriterien zur weiteren
Umsetzung der Belange nach § 7 Berliner Ausschreibungs- und Vergabegesetz (BerlAVG)
vom Auftraggeber benannt und gewichtet werden, wenn Bauleistungen Produkte, Materialien
oder Verfahren umfassen, deren Umwelteigenschaften im Sinne des § 16d EU Absatz 2,
Nummer 2 VOB/A

¢ hinreichend obijektiv, verstandlich und bauleistungsbezogen beschrieben werden kénnen
und
e von nicht untergeordneter Bedeutung bei der wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung sind.

Betriebs- und Folgekosten sollen als Zuschlagskriterium festgelegt und gewichtet werden,
wenn diese von nicht untergeordneter Bedeutung bei der wirtschaftlichen
Gesamtbetrachtung sind.

15. Verpflichtungen zur Auftragsausfiihrung

Die von der Planung vorgegeben Umweltschutzanforderungen zur Auftragsausfiihrung sind
in die Leistungsbeschreibung aufzunehmen.

V. Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am ersten Tag des auf die Verkiindigung folgenden zweiten
Monats in Kraft und zehn Jahre nach Verkiindigung aul3er Kraft.

V. Aulerkrafttreten

Die bestehende Verwaltungsvorschrift fir die Anwendung von Umweltschutzanforderungen
bei der Beschaffung von Liefer-, Bau- und Dienstleistungen (Verwaltungsvorschrift
Beschaffung und Umwelt — VwVBU) vom 23. Oktober 2012 (ABI. Nr. 46 vom 2.11.2012, S.
1983), zuletzt geandert am 8. Januar 2019 (ABI. Nr. 11 vom 15.3.2019, S. 1612) wird am
Tag des Inkrafttretens dieser Neufassung aul3er Kraft treten.
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Anhang:

Anhang 1: Umweltschutzanforderungen bei der Beschaffung (Leistungsblatter)

Anhang 2: Erlauterung zur Berechnung der Lebenszykluskosten bei strombetriebenen
Geréaten, Personen- und Lastenaufziigen sowie Rechenzentren

Anhang 3: Berechnungshilfe ~ zur  Berechnung der  Lebenszykluskosten  bei
strombetriebenen Geraten

Anhang 4: Berechnungshilfe ~ zur ~ Berechnung der  Lebenszykluskosten  bei
StralB3enfahrzeugen

Anhang 5: Berechnungshilfe zur Berechnung der Lebenszykluskosten bei Rechenzentren

Anhang 6: Berechnungshilfe zur Berechnung der Lebenszykluskosten bei Personen- und
Lastenaufzugen

Seite 15 von 15



	Verwaltungsvorschrift Beschaffung und Umwelt – VwVBU
	Inhalt
	0. Aufbau der Verwaltungsvorschrift
	I. Grundsätze
	1. Ziele
	2. Gesetzliche Grundlagen
	3. Geltungsbereich
	4. Begriffsbestimmungen
	5. Beschaffungsbeschränkungen
	6. Vorüberlegungen
	7. Umgang mit den Leistungsblättern im Verfahren
	8. Umgehungsverbot
	9. Härtefallklausel

	II. Ausschreibung und Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen
	10. Umweltschutzanforderungen an den Auftragsgegenstand
	10.1 Umweltschutzanforderungen in den Leistungsblättern
	10.2 Prüfung der Einhaltung der Umweltschutzanforderungen bei den Bietern und bei den Angeboten
	10.3 Leistungen ohne Umweltschutzanforderungen

	11. Wertung der Angebote
	11.1 Berücksichtigung der Lebenszykluskosten
	11.1.1 Strombetriebene Geräte
	11.1.2 Straßenfahrzeuge
	11.1.3 Rechenzentren
	11.1.4 Personen- und Lastenaufzüge

	11.2 Zusätzliche Zuschlagskriterien

	12. Verpflichtungen zur Auftragsausführung
	12.1 Anforderungen in den Leistungsblättern
	12.2 Zusätzliche Verpflichtungen zur Auftragsausführung (Ausführungsbedingungen)
	12.3 Besondere Vertragsbedingungen
	12.4. Ergänzende Vertragsbedingungen
	12.5 Prüfung der Einhaltung der Umweltschutzanforderungen der Vertragserfüllung
	12.6 Rechtsfolgen einer Verletzung der Vertragsbedingungen durch den Auftragnehmer


	III. Ausschreibung und Vergabe von Bauleistungen
	13. Umweltschutzanforderungen
	14. Wertung der Angebote
	15. Verpflichtungen zur Auftragsausführung

	IV. Inkrafttreten
	V. Außerkrafttreten
	Anhang



